
keine Freiheit des Ehebruchs geben kann/8/, ist die ge­
richtliche Tätigkeit nach wie vor darauf gerichtet, über­
windbare Störungen im Interesse der Ehepartner, ihrer 
Kinder und der Gesellschaft beseitigen zu helfen 
(S. 88 f.). Gerade im Hinblick auf die Bedeutung der 
Rechtsprechung für die Entwicklung des Familienrechts 
ist es bedauerlich, daß in einigen späteren Abschnitten, 
z. B. dem zur Ehescheidung, darauf verzichtet wurde, 
auf einzelne Entscheidungen in Fußnoten hinzuwei­
sen.
Zum Familienrechtsverhältnis

Der Bedeutung von Ehe und Familie in der sozialisti­
schen Gesellschaft entspricht auch die prinzipielle Ab­
handlung über die Familienförderung als Grundrecht 
und -pflicht und die Familiengemeinschaft als Gegen­
stand rechtlicher Regelung (S. 48 ff., 85 ff.). Dabei ist 
die Einbeziehung außerhalb einer Ehe bestehender 
Eltern-Kind-Verhältnisse sehr bedeutsam — erfordern 
doch nicht selten gerade die Bedingungen einer unvoll­
ständigen Familie im besonderen Maße Schutz und Un­
terstützung durch Staat, und Gesellschaft. Zugleich 
wurde aber mit der ausdrücklichen Bezugnahme auf 
das Eltern-Kind-Verhältnis ein klarer Standpunkt zur 
sog. Lebensgemeinschaft bezogen. Die Formulierung, 
daß der Begriff „Familie“ nicht die Ehe, wohl aber das 
Zusammenleben von Eltern und Kindern voraussetzt 
(S. 49), steht dazu nur scheinbar im Widerspruch, weil 
hier die Ausführungen ausschließlich auf das Verhält­
nis zum Kind und nicht auf das der unverheirateten 
Elferateile abgestellt sind.
Richtig — weil dem Leben entsprechend — ist auch die 
Feststellung, daß sich die Verfassung der DDR und das 
FGB mit ihren Förderungsmaßnahmen auf die Gemein­
schaft der Eltern mit ihren minderjährigen bzw. wirt­
schaftlich noch nicht selbständigen Kindern konzentrie­
ren (S. 49). Inwieweit aber die Meinung gerechtfertigt 
ist, daß darüber hinaus keinerlei Rechtsverhältnisse 
mehr in der Familie bestehen (S. 85), ist weiterer Er­
örterung wert. Nach dem Wortlaut des Gesetzes und 
den gesetzlich fixierten Altersgrenzen ist dieser Schluß 
nicht zwingend. Die enge Verflechtung der Maral und 
des Rechts in den Familienbeziehungen erfordert keine 
einengende Interpretation der Rechtsbeziehungen und
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ihrer Wirkung innerhalb der Familie. Für ihren Bestand 
oder ihr Aufheben kann die Stellung eines Antrags 
(z. B. auf Unterhalt) oder der Eintritt bestimmter 
Rechtsfolgen in Abhängigkeit von konkreten Ereignis­
sen (z. B. im Erbrecht) sicher nicht maßgeblich sein. 
Das wird im übrigen auch im Lehrbuch deutlich, wenn 
gesagt wird, daß ein Rechtsverhältnis weiterbesteht, 
wenn volljährige Kinder sich innerhalb der Familie 
an den Aufwendungen gemäß § 12 FGB zu beteiligen 
haben (S. 85). Schon wegen des bewußtseinsbildenden 
Faktors könnte somit ebensogut vom Fortbestehen der 
Familienrechtsverhältnisse ausgegangen werden. Die 
Problematik zeigt sich auch, wenn z. B. die Notwendig­
keit einer materiellen Unterstützung für alte und krank 
gewordene Eltern eintritt und dann von einem Wieder­
aufleben des Familienrechtsverhältnisses gesprochen 
wird (S. 86).
Bei der Behandlung der Verwandtschaftsbeziehungen 
hat das Lehrbuch wohl zu große Zurückhaltung geübt. 
Die — von einer kurzen Definition (S. 86) abgesehen — 
beinahe beiläufige Abhandlung der Rechtsbeziehungen 
der Verwandtschaft innerhalb des Kapitels über das 
Unterhaltsrecht (S. 353 ff.) sollte bei künftigen Auf­
lagen überdacht werden, zumal die Verwandtschafts­
beziehungen nicht nur unterhaltsrechtliche Folgen ha­
ben. Eine eingehendere Behandlung würde auch der 
Bedeutung entsprechen, die diese Beziehungen — z. B. 
die zwischen Großeltern und Enkeln oder Geschwistern 
- für das persönliche Leben der Bürger einschließlich 
der gegenseitigen Hilfe und Unterstützung haben.

Zur Vermittlung eines Leitbildes von Ehe und Familie

Ein Vorzug des gestaltenden Charakters unseres sozia­
listischen Familienrechts besteht darin, die Herausbil­
dung eines Leitbildes von Ehe und Familie in der so­
zialistischen Gesellschaft zu fördern, ohne damit eine 
Reglementierung der persönlichen Sphäre im Ehe- und 
Familienleben anzustreben. Durch die Hinweise auf 
die weitgehend allgemeinen Formulierungen und die 
Generalklauseln des FGB (S. 101) wird sichtbar, daß 
mit der Weiterarbeit an der vom Gesetz gegebenen 
Grundrichtung des Leitbildes die Bewußtseinsentwick­
lung der Bürger in bezug auf die Gestaltung ihrer Ehe- 
und Familienbeziehungen gefördert werden kann.

(wird fortgesetzt)

Zur Diskussion_____ ___________________________________
Prof. em. Dr. FRITZ NIETHAMMER, Kleinmachnow (Kreis Potsdam)

Welche Rechtsmittel hat der Geschädigte, dessen Schadenersatzanspruch 
im erstinstanzlichen Strafverfahren abgewiesen worden ist?
Die StPO enthält zur Frage des Rechtsmittelrechts des 
Geschädigten drei Bestimmungen, nämlich die ganz 
allgemein gehaltenen, daß der Geschädigte zu den 
Beschwerdeberechtigten gehört (§ 17 Abs. 1 und § 305 
Abs. 2), und die besondere, daß der Geschädigte gegen 
die Festsetzung der Höhe des Schadenersatzes Be­
schwerde einlegen kann (§ 310 Abs. 1). Aus diesen Vor­
schriften schließt H ö n i c k e/1/ unter Hinweis auf ein 
Urteil des Obersten Gerichts/2/, daß dem Geschädigten 
außer in dem speziell geregelten Fall des § 310 StPO 
kein Rechtsmittel gegen die Entscheidung über den 
Schadenersatzanspruch zustehe. Dieser Schluß ist m. E. 
nicht gerechtfertigt.

/I/ Vgl. Hönicke, „Die Durchsetzung von Schadenersatzansprü­
chen im Strafverfahren“, NJ 1972 S. 447 ff. (449).
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Vergleicht man die genannten gesetzlichen Bestimmun­
gen, dann könnte man zunächst den Eindruck gewin­
nen, daß § 310 Abs. 1 StPO für den Geschädigten eigent­
lich überflüssig ist, denn §§ 17 Abs. 1, 305 Abs. 2 StPO 
geben ihm ein generelles Beschwerderecht, das auch 
den Spezialfall des § 310 Abs. 1 StPO mit umfaßt. Diese 
Ansicht trifft aber schon deswegen nicht zu, weil über 
den Schadenersatzanspruch des Geschädigten in aller 
Regel im Urteil entschieden wird. Zur Anfechtung von 
Urteilen sind aber nach § 283 StPO nur der Staats­
anwalt und der Angeklagte berechtigt. Dem Geschä­
digten steht kein derartiges Recht zu. Als Ersatz da­
für räumt ihm § 310 Abs. 1 StPO das Beschwerderecht 
ein; insofern ist diese Bestimmung erforderlich gewe­
sen. Daraus ist zu schließen, daß Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen über Schadenersatzansprüche, soweit 
sie überhaupt zulässig sein sollen, immer in der Form
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